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Anmerkungen des BDE zum Referentenentwurf Artikel 1  § 27 EEG und Artikel 5 
BiomasseV vom 17.05.2011 
 
 
Sehr geehrter Herr Radtke, 
 
wir danken Ihnen herzlich für das Übersenden des Referentenentwurfs zum EEG 2012. Das 
Gesetz regelt den Rechtsrahmen für die Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren 
Energien neu und verfolgt dabei das Ziel, den Anteil erneuerbarer Energien an der Stromver-
sorgung in Deutschland bis zum Jahre 2050 mindestens auf 80 Prozent zu erhöhen. 
 
Angesichts dieser hohen Ziele haben wir großes Verständnis dafür, dass Sie das Energiekon-
zept der Bundesregierung beschleunigt umsetzen wollen. Dass den betroffenen Verbänden, in 
denen Abstimmungsprozesse erforderlich sind, gerade einmal drei Werktage zur Stellungnah-
me eingeräumt werden, halten wir selbst in Anbetracht einer beschleunigten Energiewende für 
absolut indiskutabel. 
 
Der BDE wird sich in seiner Stellungnahme daher auf Artikel 1  Änderung des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes § 27 Biomasse  sowie auf Artikel 5  Änderung der Biomasseverordnung 
einschließlich der Anlagen beschränken. Für eine vertiefte Stellungnahme ist wesentlich mehr 
Zeit erforderlich. Wir hätten uns sehr gewünscht, wenn uns diese Zeit auch eingeräumt worden 
wäre. 
 



- Seite 2 - 

 

1. Konkretisierung für die Anlagen erforderlich, di e die Anforderungen an § 27 a nicht 
erfüllen 
 
§ 27 a regelt die Vergütungshöhe für Anlagen, die Bioabfälle vergären. Dabei sind konkrete 
Anforderungen an Kraft-Wärme-Kopplung einzuhalten sowie eine Nachrotte der Gärrück-
stände vorzunehmen. 
 
Wir vermissen an dieser Stelle eine klarstellende Aussage zu den Anlagen, die die Vorgaben 
nicht, nicht mehr oder innerhalb eines gewissen Zeitraumes nicht einhalten. Fallen diese 
dann automatisch unter § 27? 
 

2. Streichung der Vorgabe der unmittelbaren Verbund enheit von Vergärung und Nachrot-
te sowie der Vorfestlegung auf feste Gärrückstände 
 
Der BDE regt an, Artikel 1 § 27 a Abs. 2 Nr. 2 wie folgt anzupassen: 
 
die Einrichtungen zur anaeroben Vergärung der Bioabfälle unmittelbar mit einer Einrichtung 
zur Nachrotte der festen Gärrückstände verbunden sind und die nachgerotteten Gärrück-
stände stofflich verwertet werden. 
 
In § 27 a Abs. 2 Nr. 2 wird ein Vergütungsanspruch an die unmittelbare Nähe der beiden Ein-
richtungen Vergärung und Nachkompostierung vorgegeben. Grundsätzlich begrüßt der BDE, 
dass mit o. g. Regelung eine kombinierte energetische und stoffliche Nutzung der Bioabfälle 
gefördert wird. Allerdings geben wir zu bedenken, dass Bioabfall-Vergärungsanlagen aus 
Gründen der effizienten Wärmenutzung nicht notwendigerweise an den Standort eines Kom-
postwerkes gebaut werden, sondern dort, wo die Wärme gebraucht und effizient genutzt 
werden kann. Allerdings sollte auch in den Fällen, bei denen Vergärung und die ordnungs-
gemäße Nachbehandlung der Gärrückstände an einem anderen Ort stattfinden, der Vergü-
tungsanspruch erhalten bleiben. Wir regen daher an, das Wort „unmittelbar“ in § 27 a Abs. 2 
Nr. 2 zu streichen. 
 
Zudem ist der Begriff der festen Gärrückstände zur Nachkompostierung nicht definiert, was 
zu Auslegungsdifferenzen führen kann. Um jedoch zu gewährleisten, dass die gesamte 
Bandbreite der Gärreste, die einer Nachkompostierung zugeführt werden können, auch die-
sen Weg geht und dadurch eine Vergütung erhält, schlagen wir vor, den Zusatz „festen“ zu 
streichen. Damit wird Diskussionen um einzelne Prozent-Abweichungen von Standard-
Trockensubstanzgehalten vorgebeugt, die an dieser Stelle ohnehin nicht zielführend sind. 
 

3. Stofflisten der Anlagen 1 und 2 in Artikel 5 sol lten abschließend sein 
 
Artikel 5 Anlage 1 fasst die Einsatzstoffe mit Grundvergütung, Anlage 2 die Einsatzstoffe mit 
Vergütungsklasse I zusammen. In beiden Fällen sind Auffangtatbestände vorgesehen: 
 
• Anlage 1 Nr. 61 

„E 0“ (110 m³ Methan pro Tonne Frischmasse) für Einsatzstoffe, die weder in dieser Liste 
noch in Anlage 2 oder 3 genannt werden; 

• Anlage 2 Nr. 17 
„E I“ (50 m³ Methan pro Tonne Frischmasse) für sonstige Pflanzen oder Pflanzenbestand-
teile bei der Biogaserzeugung; 

• Anlage 2 Nr. 24 
„H I“ (8 Gigajoule pro Tonne Frischmasse) für sonstige Pflanzen oder Pflanzenbestandtei-
le bei der Feststoffverbrennung oder thermochemischen Vergasung. 
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Um Auslegungsdifferenzen im Vollzug sowie die Nachfrage nach Einzelfallentscheidungen 
zu vermeiden, die vermutlich zu Lasten der Clearingstelle gehen, sollten die Stofflisten der 
Anlagen 1 und 2 möglichst abschließend sein. 
 
Ungeachtet dessen bitten wir um eine Überprüfung der Einheiten. 110 m³ Methan pro Tonne 
Frischmasse halten wir für Stoffe, die unter den Auffangtatbestand fallen, für immens hoch. 
 

4. Garten- und Parkabfälle sind kein Landschaftspfl egematerial 
 
Grünschnitt aus der privaten und öffentlichen Garten- und Parkpflege ist unter Nr. 21 der An-
lage 1 aufgeführt. Zudem wird aus Anlage 3 Nr. 4 deutlich, dass Grünschnitt aus der privaten 
oder öffentlichen Garten- und Parkpflege oder aus Straßenbegleitgras nicht als Landschafts-
pflegematerial zählt. 
 
Der BDE begrüßt diese Klarstellung zum Landschaftspflegematerial ausdrücklich. In der 
Vergangenheit gab es zu diesem Material große Meinungsverschiedenheiten, da insbeson-
dere EEG-Anlagenbetreiber eine Bonusvergütung (NawaRo-Bonus) für diese Stoffe sahen. 
Stattdessen gibt es für Grünschnitt und Straßenbegleitgrün etablierte Verwertungswege, sie 
werden in biologischen Abfallbehandlungsanlagen zu wertvollen Komposten verarbeitet und 
leisten damit ihren Beitrag zum Klima- und Ressourcenschutz. Eine langjährige Forderung 
des BDE wurde damit umgesetzt. 

 
Wir freuen uns, wenn unsere Anmerkungen im weiteren Verfahren Berücksichtigung finden und 
stehen für Rückfragen selbstverständlich gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Peter Kurth Dr.-Ing. Annette Ochs 
Präsident 


